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5. für die Berufsqualifikation Geomatiker und Geoma­
tikerin für ihren jeweiligen Geschäftsbereich die 
Bezirksregierungen, 

6. für die Berufsqualifikation Straßenwärter und Stra­
ßenwärterin der Landesbetrieb Straßenbau Nord­
rhein-Westfalen, 

7. für die Berufsqualifikation Fachkraft für Straßen­
und Verkehrstechnik die Industrie- und Handels­
kammer Nordrhein-Westfalen, 

8. für die Berufsqualifikation Fachangestellter und 
Fachangestellte für Bäderbetriebe die Bezirksregie­
rung Düsseldorf, 

9. für die Berufsqualifikation Fachangestellter und 
Fachangestellte für Medien- und Informations­
dienste die Bezirksregierung Köln, 

10. für die Berufsqualifikation Verwaltungsfachange­
stellter und Verwaltungsfachangestellte 

a) für die Fachrichtung Handwerksorganisation die 
Handwerkskammern jeweils für ihren Bezirk 

b) für die Fachrichtung Industrie- und Handels­
kammern die Industrie- und Handelskammern 
jeweils für ihren Bezirk, 

11. für die Berufsqualifikation Wasserbauer und Was­
serbauerin die Bezirksregierung Düsseldorf, 

12. für die Berufsqualifikation Fachkraft für Wasser­
wirtschaft die Bezirksregierung Düsseldorf, 

13. für die Berufsqualifikation der umwelttechnischen 
Berufe die Bezirksregierung Düsseldorf, 

14. für die Berufsqualifikation Fachangestellter und 
Fachangestellte für Bürokommunikation 

a) im kommunalen Bereich der Träger des Studi­
eninstituts für kommunale Verwaltung, 

b) im Bereich der Landesverwaltung das Landes­
prüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen, 

c) im Bereich der landesunmittelbaren Sozial­
versicherungsträger das für den Bereich Sozi­
ales zuständige Ministerium, 

15. für die Berufsqualifikation Angestellter und Arbei­
ter und Arbeiterinnen des Kampfmittelräumdiens­
tes im Lande Nordrhein-Westfalen das für Inneres 
zuständige Ministerium. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Berufsqualifikationen aus 
Ausbildungsberufen, in denen im Bereich der Kirchen 
und sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentli­
chen Rechts oder außerhalb des öffentlichen Dienstes 
nach Ausbildungsordnungen des öffentlichen Dienstes 
ausgebildet wird." 

3. :qie bisherigen Abschnitte IV und V werden mit ihren 
Uberschriften die Abschnitte V und VI. 

4. Die bisherigen §§ 9 und 10 werden die §§ 11 und 12. 

5. Der bisherige § 11 wird § 13 und wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden nach dem Wort "Kraft" die Wörter 
"und mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft" 
gestrichen. 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 11. September 2012 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n eid e r 

- GV. NRW 2012 S. 426 
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2022 

Gesetz über die Genehmigung 
der Kreisumlage und anderer Umlagen 

(Umlagengenehmigungsgesetz - UmlGenehmG) 
Vom 18. September 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz über die Genehmigung 
der Kreisumlage und anderer Umlagen 

(Umlagengenehmigungsgesetz - UmlGenehmG) 

Artikel 1 - Änderung der Kreisordnung 

Artikel 2 - Änderung der Landschaftsverbandsordnung 

Artikel 3 - Änderung des Gesetzes über den Regional-
verband Ruhr 

Artikel 4 - Übergangsregelung für die Erhebung der 
Sonderumlage 

Artikel 5 - Inkrafttreten 

2021 

Artikel 1 

Änderung der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2011 (Gv. NRW S. 685), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 55 Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt im 
Benehmen mit den kreisangehörigen Gemeinden. Das 
Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des Ent­
wurfes der Haushaltssatzung einzuleiten. 

(2) Stellungnahmen der kreisangehörigen Gemeinden 
im Rahmen der Benehmensherstellung werden dem 
Kreistag mit der Zuleitung des Entwurfes der Haus­
haltssatzung mit ihren Anlagen zur Kenntnis gegeben. 
Den Gemeinden ist. auf Wunsch Gelegenheit zur 
Anhörung zu geben. Uber Einwendungen der Gemein­
den beschließt der Kreistag in öffentlicher Sitzung. 
Der Kreis teilt ihnen das Beratungsergebnis und des­
sen Begründung mit." 

2. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Soweit die sonstigen Erträge eines Kreises die 
entstehenden Aufwendungen nicht decken, ist eine 
Umlage nach den hierfür geltenden Vorschriften 
von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben 
(Kreisumlage). Ist die Haushaltssatzung des Krei­
ses bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht 
bekannt gemacht, so darf die Kreisumlage aus­
schließlich nach dem Umlagesatz des Vorjahres auf 
Grundlage der dafür festgesetzten Umlagegrund­
lagen erhoben werden. 

(2) Die Kreisumlage ist für jedes Haushaltsjahr 
neu festzusetzen. Die Festsetzung der Umlagesätze 
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Die Genehmigung kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden. Vor der Genehmigung 
gibt die Aufsichtsbehörde den kreisangehörigen 
Gemeinden Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe des 
Haushaltsjahres geändert werden. Die Änderung 
des Umlagesatzes wirkt auf den Beginn des Haus­
haltsjahres zurück. Eine Erhöhung des Umlagesat­
zes der Kreisumlage ist nur zulässig, wenn unter 
Berücksichtigung des Rücksichtnahmegebotes 
nach § 9 Satz 2 alle anderen Möglichkeiten, den 
Kreishaushalt auszugleichen, ausgeschöpft sind. 
Im Falle einer Erhöhung des Umlagesatzes muss 
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der Beschluss vor dem 30. Juni des Haushaltsjah­
res gefasst sein." 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

"Differenzen zwischen Plan und Ergebnis können 
im übernächsten Jahr ausgeglichen werden." 

c) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

"Differenzen zwischen Plan und Ergebnis können 
im übernächsten Jahr ausgeglichen werden." 

3. Nach § 56a wird folgender § 56b eingefügt: 

,,§ 56b 
Haushaltssicherungskonzept 

(1) Der Kreis hat zur Sicherung seiner dauerhaften 
Leistungsfähigkeit ein Haushaltssicherungskonzept 
aufzustellen und darin den nächstmöglichen Zeit­
punkt zu bestimmen, bis zu dem der Haushaltsaus­
gleich wieder hergestellt ist. § 76 der Gemeindeord­
nung gilt entsprechend. 

(2) Ist der Kreis überschuldet oder steht die Über­
schuldung innerhalb der mittelfristigen Finanzpla­
nung bevor, so kann das Haushaltssicherungskonzept 
nur genehmigt werden, wenn sowohl eIer Haushalts­
ausgleich als auch die Beseitigung der Uberschuldung 
innerhalb der Frist des § 76 Absatz 2 Satz 3 der 
Gemeindeordnung dargestellt wird." 

4. Nach § 56b wird folgender § 56c eingefügt: 

,,§ 56c 
Sonderumlage 

Der Kreis kann eine Sonderumlage erheben, sofern 
im Jahresabschluss eine Inanspruchnahme des Eigen­
kapitals erfo~gt ist. Eine Sonderumlage ist zu erheben, 
sofern eine Uberschuldung nach § 75 Absatz 7 der 
Gemeindeordnung eingetreten ist. Die Sonderumlage 
ist nach der Inanspruchnahme der Ausgleichsrück­
lage und der allgemeinen Rücklage und unter Beach­
tung des Rücksichtnahmegebots nach § 9 Satz 2 zu 
bestimmen. Sie kann in Teilbeträgen festgesetzt und 
erhoben werden. § 55 Absatz 1 und 2 sowie § 56 
Absatz 2 und 3 finden entsprechende Anwendung." 

2022 

Artikel 2 

Änderung der Landschaftsverhandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 657), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. März 2009 (Gv. NRW S. 254), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 22 Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Landschaftsverbände erheben nach den hier­
für geltenden Vorschriften von den kreisfreien Städ­
ten und Kreisen eine Umlage, soweit ihre sonstigen 
Erträge zur Deckung der Aufwendungen im Ergeb­
nisplan nicht ausreichen (Landschaftsumlage). Ist die 
Haushaltssatzung des Landschaftsverbandes bei 
Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Landschaftsumlage ausschließ­
lich nach dem Umlagesatz des Vorjahres auf Grund­
lage der dafür festgesetzten Umlagegrundlagen erho­
ben werden. 

(2) Die Landschaftsumlage ist für jedes Haushalts­
jahr neu festzusetzen. Die Festsetzung des Umlagesat­
zes bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit 
Auflagen erteilt werden. Vor der Genehmigung gibt 
die Aufsichtsbehörde den Mitgliedskörperschaften 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe des Haus­
haltsjahres geändert werden. Die Änderung des 
Umlagesatzes wirkt auf den Beginn des Haushalts­
jahres zurück. Eine Erhöhung des Umlagesatzes der 
Landschaftsumlage ist nur zulässig, wenn unter 
Berücksichtigung des Rücksichtnahmegebotes nach 

§ 9 Satz 2 der Kreisordnung alle anderen Möglichkei­
ten, den Haushalt des Landschaftsverbandes auszu­
gleichen, ausgeschöpft sind. Im Falle einer Erhöhung 
des Umlagesatzes muss der Beschluss vor dem 30. 
Juni des Haushaltsjahres gefasst sein." 

2. Nach § 23a wird folgender § 23b eingefügt: 

,,§ 23h 
Haushaltssicherungskonzept 

(1) Der Landschaftsverband hat zur Sicherung seiner 
dauerhaften Leistungsfähigkeit ein Haushaltssiche­
rungskonzept aufzustellen und darin den nächstmög­
lichen Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu dem der Haus­
haltsausgleich wieder hergestellt ist. § 76 der 
Gemeindeordnung gilt entsprechend. 

(2) Ist der Landschaftsverband überschuldet oder 
steht die Überschuldung innerhalb der mittelfristigen 
Finanzplanung bevor, so kann das Haushaltssiche­
rungskonzept nur genehmigt werden, wenn sowohl 
d.er Haushaltsausgleich als auch die Beseitigung der 
Uberschuldung innerhalb der Frist des § 76 Absatz 2 
Satz 3 der Gemeindeordnung dargestellt wird." 

3. Nach § 23b wird folgender § 23c eingefügt: 

,,§ 23c 
Sonderumlage 

Der Landschaftsverband kann eine Sonderumlage 
erheben, sofern im Jahresabschluss eine Inanspruch­
nahme des Eigenkapitals erfolgt .ist. Eine Sonderum­
lage ist zu erheben, sofern eine Uberschuldung nach 
§ 75 Absatz 7 der Gemeindeordnung eingetreten ist. 
Die Sonderumlage ist nach der Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage und der allgemeinen Rücklage 
und unter Beachtung des Rücksichtnahmegebots nach 
§ 9 Satz 2 der Kreisordnung zu bestimmen. Sie kann 
in Teilbeträgen festgesetzt und erhoben werden. § 55 
Absatz 1 und 2 der Kreisordnung sowie § 22 Absatz 2 
und 3 finden entsprechende Anwendung." 

2021 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr vom 3. Feb­
ruar 2004 (Gv. NRW S. 96), zuletzt geändert durch Arti­
kel2 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. NRW S. 212), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 19 Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Der Verband erhebt nach den hierfür geltenden 
Vorschriften von den Mitgliedskörperschaften eine 
Umlage, soweit seine sonstigen Erträge zur Deckung der 
Aufwendungen im Ergebnisplan nicht ausreichen (Ver­
bandsumlage). Er kann zur Finanzierung seiner Aufga­
ben Empfänger von zweckgebundenen Zuweisungen 
aus dem Gemeindefinanzierungsgesetz sein. Ist die 
Haushaltssatzung des Regionalverbandes Ruhr bei 
Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Verbandsumlage ausschließlich 
nach dem Umlagesatz des Vorjahres auf Grundlage der 
dafür festgesetzten Umlagegrundlagen erhoben werden. 

(2) Die Verbandsumlage ist für jedes Haushaltsjahr 
neu festzusetzen. Die Festsetzung des Umlagesatzes 
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auf­
lagen erteilt werden. Vor der Genehmigung gibt die 
Aufsichtsbehörde den Mitgliedskörperschaften Gele­
genheit zur Stellungnahme. 

(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe des Haus­
haltsjahres geändert werden. Die Änderung des 
Umlagesatzes wirkt auf den Beginn des Haushalts­
jahres zurück. Eine Erhöhung des Umlagesatzes der 
Verbandsumlage ist nur zulässig, wenn unter Berück­
sichtigung des Rücksichtnahmegebotes nach § 9 
Satz 2 der Kreisordnung alle anderen Möglichkeiten, 
den Haushalt des Verbandes auszugleichen, ausge­
schöpft sind. Im Falle einer Erhöhung des Umlagesat­
zes muss der Beschluss vor dem 30. Juni des Haus­
haltsjahres gefasst sein." 
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2. Nach § 20 wird folgender § 20a eingefügt: 

,,§ 20a 
Haushaltssicherungskonzept 

(1) Der Verband hat zur Sicherung seiner dauerhaften 
Leistungsfähigkeit ein Haushaltssicherungskonzept 
aufzustellen und darin den nächstmöglichen Zeit­
punkt zu bestimmen, bis zu dem der Haushaltsaus­
gleich wieder hergestellt ist. § 76 der Gemeindeord­
nung gilt entsprechend. 

(2) Ist der Verband überschuldet oder steht die Über­
schuldung innerhalb der mittelfristigen Finanzpla­
nung bevor, so kann das Haushaltssicherungskonzept 
nur genehmigt werden, wenn sowohl der Haushalts­
ausgleich als auch die Beseitigung der Überschuldung 
innerhalb der Frist des § 76 Absatz 2 Satz 3 der 
Gemeindeordnung dargestellt wird." 

3. Nach § 20a wird folgender § 20b eingefügt: 

,,§ 20b 
Sonderumlage 

DerVerband kann eine Sonderumlage erheben, sofern 
im Jahresabschluss eine Inanspruchnahme des Eigen­
kapitals erfolgt ist. Eine Sonderumlage ist zu erheben, 
sofern eine Uberschuldung nach § 75 Absatz 7 der 
Gemeindeordnung eingetreten ist. Die Sonderumlage 
ist nach der Inanspruchnahme der Ausgleichsrück­
lage und der allgemeinen Rücklage und unter Beach­
tung des Rücksichtnahmegebots nach § 9 Satz 2 der 
Kreisordnung zu bestimmen. Sie kann in Teilbeträgen 
festgesetzt und erhoben werden. § 55 Absatz 1 und 2 
sowie § 19 Absatz 2 und 3 finden entsprechende 
Anwendung." 

Artikel 4 
Übergangsregelung 

Die gesonderte Abrechnung nach § 56 Absatz 5 der 
Kreisordnung darf bereits für die Haushaltsjahre 2011 
und 2012 erfolgen, sofern die Beteiligten der Abrechnung 
zustimmen. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. Die Vorschriften sind erstmals auf das Haushalts­
jahr 2013 anzuwenden. 

Düsseldorf, den 18. September 2012 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Für den 
Finanzminister 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n eid e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

- GV. NRW 2012 S. 427 

223 
Verordnung zur Änderung 

der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
Berufskolleg 

Vom 21. September 2012 

Auf Grund des § 52 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (Gv. NRW S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. Februar 2012 (Gv. NRW S. 97), wird mit Zustim­
mung des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses 
verordnet: 

Inhalt 

Artikel 1 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

Berufskolleg (APO-BK) 

1. Abschnitt - APO-BK Allgemeiner Teil 
2. Abschnitt - APO-BK Anlage B 
3. Abschnitt - APO-BK Anlage C 
4. Abschnitt - APO-BK Anlage D 
5. Abschnitt - APO-BK Anlage E 

Artikel 2 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

Artikel 1 
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
vom 26. Mai 1999 (Gv. NRW S. 240, ber. 2000 S. 563 und 
2001 S. 766), zuletzt geändert durch Artikel 5 derVerord­
nung vom 10. Juli 2011 (GV. NRW S. 365), wird wie folgt 
geändert: 

1. Abschnitt - APO-BK Allgemeiner Teil 
1. In § 4 werden nach Absatz 3 folgende Absätze 4 und 5 

angefügt: 

,,(4) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen die Auf­
nahmekapazität für den Bildungsgang, berücksichtigt 
die Schulleiterin oder der Schulleiter bei der Ent­
~~heidung über die Aufnahme Härtefälle und zieht im 
Ubrigen die folgenden Kriterien heran: 

1. Schulpflicht nach § 38 Absatz 1 SchulG, 

2. Eignung, 

3. Wartezeit, 

4. Losverfahren. 

(5) Die zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber 
teilen innerhalb der von der Schule festgesetzten Frist 
mit, ob sie den zugeteilten Platz in Anspruch neh­
men." 

2. In § 8 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 ange­
fügt: 

,,(5) Bei einer Täuschungshandlung finden die Vor­
schriften des § 20 entsprechende Anwendung." 

2. Abschnitt - APO-BK Anlage B 
In § 4 wird in der Aufzählung der Berufe nach dem Wort 
"Kinderpfieger," folgender neuer Beruf eingefügt: 

"Staatlich geprüfte Servicekraft,'.' 

3. Abschnitt - APO-BK Anlage C 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Wortlaut zu § 5 werden die Wörter "und erwei­
terte berufliche Kenntnisse" gestrichen. 

b) Im Wortlaut zu ,,2. Abschnitt" werden die Wörter 
"und der Prüfung zum Erwerb erweiterter berufli­
cher Kenntnisse" gestrichen. 

c) Im Wortlaut zu § 6 werden die Wörter "und der 
Prüfung zum Erwerb erweiterter beruflicher 
Kenntnisse" gestrichen. 

d) Der Wortlaut zu § 13 wird durch die Angabe ,,(auf­
gehoben)" ersetzt. 

2. In § 2 Absatz 2 wird Nummer 2 wie folgt gefasst: 
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